
Nr. 176 Empfehlung der Bischofskonferenz der Ver-
einigten Evangelisch-Lutherischen Kirche
Deutschlands für den dienstrechtlichen Um-
gang mit Eingetragenen Lebenspartnerschaf-
ten und gleichgeschlechtlichen Lebensge-
meinschaften von Pfarrern und Pfarrerinnen
gemäß Artikel 9 Absatz 2 Satz 2 der Verfas-
sung der VELKD.

Vom 9. März 2004

Die unterschiedlichen Positionen zu Eingetragenen Lebens-
partnerschaften und zu anderen gleichgeschlechtlichen Le-
bensgemeinschaften berühren als Ordnungsfragen nicht den
status confessionis. Diese Feststellung eröffnet Freiräume
für den theologischen Diskurs, die durch den dienstrecht-
lichen Umgang mit Eingetragenen Lebenspartnerschaften
und anderen gleichgeschlechtlichen Lebensgemeinschaften
nicht eingeengt werden dürfen. Die dienstrechtliche Praxis
muss vielmehr so differenziert sein, dass das Ergebnis der
theologischen Diskussion weder in die eine noch in die an-
dere Richtung vorweggenommen wird.

Die Bischofskonferenz empfiehlt den Gliedkirchen gemäß
Artikel 9 Absatz 2 Satz 2 der Verfassung der VELKD, sich
beim dienstrechtlichen Umgang mit Eingetragenen Lebens-
partnerschaften und anderen gleichgeschlechtlichen Le-
bensgemeinschaften von Pfarrern und Pfarrerinnen an fol-
genden Grundsätzen zu orientieren:

1. Aus den Formulierungen des Pfarrergesetzes (PfG), ins-
besondere aus § 51 PfG, wird deutlich, dass für Pfarrer
und Pfarrerinnen, die in häuslicher Gemeinschaft mit an-
deren Personen leben, das Leitbild von Ehe und Familie
maßgebend ist. Jede andere Form des Zusammenlebens,
die mit dem Anspruch auf öffentliche Anerkennung ge-
lebt wird, stellt eine begründungsbedürftige Ausnahme
dar. 

2. Maßstab für die Zulässigkeit einer Ausnahme ist die in
der Ordination begründete Verpflichtung zu einer dem
Amt entsprechenden Lebensführung (§ 4 Abs. 2 PfG).
Ausnahmen können daher nur in Betracht kommen,
wenn besondere persönliche Gründe vorliegen und die
Glaubwürdigkeit des pfarramtlichen Dienstes nicht be-
einträchtigt wird. 

3. Besondere persönliche Gründe, die eine Ausnahme
rechtfertigen, werden in der Regel nur vorliegen, wenn
eine Lebensgemeinschaft auf Grund ihrer rechtlichen
oder tatsächlichen Gestaltung ein vergleichbar hohes
Maß von Verlässlichkeit und gegenseitiger Verantwor-
tung wie die Ehe ermöglicht. 

4. Pfarrer und Pfarrerinnen, die ausnahmsweise in einer
Eingetragenen Lebenspartnerschaft oder einer anderen
gleichgeschlechtlichen Lebensgemeinschaft leben wol-
len, müssen in ihrem pastoralen Dienst die Leitbildfunk-
tion der Ehe anerkennen. Sie dürfen die eigene Lebens-
form nicht als der Ehe gleichrangiges oder überlegenes
Leitbild propagieren, und die eigene Lebensform darf
nicht Gegenstand der Verkündigung oder der Amtsfüh-
rung werden. 

5. Die Entscheidung, ob eine Eingetragene Lebenspartner-
schaft oder eine andere gleichgeschlechtliche Lebensge-
meinschaft mit dem pfarramtlichen Dienst zu vereinba-
ren ist, obliegt den nach gliedkirchlichem Recht zustän-
digen kirchenleitenden Organen. Pfarrer und Pfarrerin-
nen, die eine solche Form des Zusammenlebens einge-

hen wollen, sind verpflichtet, diese kirchenleitenden Or-
gane rechtzeitig zu unterrichten, damit im  Gespräch eine
Lösung gefunden werden kann, die den Erfordernissen
des pfarramtlichen Dienstes Rechnung trägt. 

6. Eine Eingetragene Lebenspartnerschaft oder eine andere
gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaft ist nur in Ge-
meinden oder allgemeinkirchlichen Aufgaben zulässig,
wenn dort diese Form akzeptiert wird. Insbesondere die
einmütige Zustimmung des Kirchenvorstandes und der
anderen an Personalentscheidungen beteiligten Personen
und Gremien ist unverzichtbar (magnus consensus). Die
Lebensform eines Pfarrers oder einer Pfarrerin darf die
Einheit der Gemeinde und die Gedeihlichkeit des Wir-
kens in dieser Gemeinde nicht gefährden.

Die Bischofskonferenz stellt fest, dass es den Gliedkirchen
der VELKD nach diesen Empfehlungen unbenommen
bleibt, für ihre Pfarrer und Pfarrerinnen Eingetragene Le-
benspartnerschaften oder andere gleichgeschlechtliche Le-
bensgemeinschaften weiterhin generell auszuschließen. 

H a n n o v e r, den 9. März 2004

Der Leitende Bischof
Dr. Hans Christian K n u t h

AMTSBLATT der VELKD, Band VII, Stück 19, S. 240

PfG der VELKD: § 51

Pfarrer und Pfarrerinnen sind auch in ihrer Lebensführung in 
Ehe und Familie ihrem Auftrag verpflichtet.

§ 4 (2)

(2) Die Ordinierten sind durch die Ordination verpflichtet, 
das anvertraute Amt in Gehorsam gegen Gott in Treue zu 
führen, das Evangelium von Jesus Christus, wie es in der 
Heiligen Schrift gegeben und im Bekenntnis der evangelisch-
lutherischen Kirche bezeugt ist, rein zu lehren, die 
Sakramente ihrer Einsetzung gemäß zu verwalten und sich in 
ihrer Amts- und Lebensführung so zu verhalten, wie es dem 
Auftrag entspricht.

(gültig bis Juni 2012)

PfDG der EKD: § 39 (1)

1 Pfarrerinnen und Pfarrer sind auch in ihrer Lebensführung im 
familiären Zusammenleben und in ihrer Ehe an die 
Verpflichtungen aus der Ordination (§ 3 Absatz 2) gebunden. 
2 Hierfür sind Verbindlichkeit, Verlässlichkeit und gegenseitige 
Verantwortung maßgebend.

§ 3 (2)

Die Ordinierten sind durch die Ordination verpflichtet, das 
anvertraute Amt im Gehorsam gegen den dreieinigen Gott in 
Treue zu führen, das Evangelium von Jesus Christus, wie es 
in der Heiligen Schrift gegeben und im Bekenntnis ihrer 
Kirche bezeugt ist, rein zu lehren, die Sakramente ihrer 
Einsetzung gemäß zu verwalten, ihren Dienst nach den 
Ordnungen ihrer Kirche auszuüben, das Beichtgeheimnis und 
die seelsorgliche Schweigepflicht zu wahren und sich in ihrer 
Amts- und Lebensführung so zu verhalten, dass die 
glaubwürdige Ausübung des Amtes nicht beeinträchtigt wird.

(gültig seit Juli 2012)
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http://www.ekd.de/EKD-Texte/44601.html

§39 Ehe und Familie

zu Absatz 1: Pfarrerinnen und Pfarrer haben –wie alle Christinnen und Christen -ihre private 
Lebensführung so zu gestalten, dass ihr Zeugnis des Evangeliums nicht unglaubwürdig wird. 
Da sie ein öffentliches Amt wahrnehmen, ist diese Pflicht gemäß §3 Absatz 2 für sie zu-
gleich eine Dienstpflicht. §39 Abs. 1 nimmt bewusst auf diese Dienstpflicht Bezug und kon-
kretisiert sie in Bezug auf das Zusammenleben mit anderen. Verbindlichkeit, Verlässlichkeit 
und gegenseitige Verantwortung werden als wesentliche Inhalte dieser Konkretisierung be-
nannt. Verbindlichkeit ist dabei als rechtliche, auf Dauer angelegte Bindung zu verstehen. Mit 
Rücksicht auf diese Dienstpflicht verbieten sich Treulosigkeit und Verantwortungslosigkeit in 
persönlichen Beziehungen einer Pfarrerin oder eines Pfarrers. Verstöße gegen die Dienst-
pflicht zu einem Zusammenleben in Verbindlichkeit, Verlässlichkeit und gegenseitiger Ver-
antwortung, insbesondere außereheliche Beziehungen (Rechtshof der Konföderation evan-
gelischer Kirchen in Niedersachsen, Urteil vom 28.06.2000 –KonfR 9/99 –RSprB Abl. EKD 
2001, S. 16), können daher auch eine Amtspflichtverletzung darstellen. 

Der Ehe, die letztlich anderen verbindlichen Lebensformen als Modell zugrunde liegt, kommt 
als Bezugspunkt der Lebensführung eine besondere Bedeutung zu. Das soll bereits die 
Überschrift zum Ausdruck bringen. Auch im Text des Absatzes 1 wird die Ehe als Konkreti-
sierung des allgemeinen Begriffs „familiäres Zusammenleben“ nochmals benannt, weil sie 
die weitaus häufigste Form des familiären Zusammenlebens von Pfarrerinnen und Pfarrern 
darstellt. Die Ehe ist nach evangelischem Verständnis gekennzeichnet durch Freiwilligkeit, 
Ganzheitlichkeit, Verbindlichkeit, Dauer, Partnerschaftlichkeit und grundsätzliche Offenheit 
für Kinder. Familie wird nach diesem Verständnis begriffen als die Lebensgemeinschaft von 
Eltern und Kindern, deren Grundlage die Ehe der Eltern ist. (vgl. Gottes Gabe und
Persönliche Verantwortung. Zur ethischen Orientierung für das Zusammenleben in Ehe und
Familie. Denkschrift der EKD 142,1998  ).

Der Begriff „familiäres Zusammenleben“ ist hingegen bewusst weit gewählt. Er umfasst nicht 
nur das generationsübergreifende Zusammenleben, sondern jede Form des rechtsverbind-
lich geordneten Zusammenlebens von mindestens zwei Menschen, das sich als auf Dauer 
geschlossene, solidarische Einstandsgemeinschaft darstellt und damit den in Satz 2 genann-
ten inhaltlichen Anforderungen Verbindlichkeit, Verlässlichkeit und gegenseitige Verantwor-
tung genügt. Soweit diese Anforderungen erfüllt sind, bleibt es den Gliedkirchen und glied-
kirchlichen Zusammenschlüssen überlassen, ihr eigenes Profil für die Anwendung von §39 
Abs. 1 zu entwickeln und die Norm auf diese Weise näher auszugestalten. Das kann im 
Rahmen des §117 durch ein Kirchengesetz geschehen. Möglich ist aber auch jede Form 
von untergesetzlicher Regelung oder eine Ausgestaltung durch die schlichte Rechtspraxis. 

Damit ermöglicht es Absatz1 den Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüssen 
insbesondere, ihre jeweilige, häufig in engagierten Diskussionen errungene Praxis zum Um-
gang mit Eingetragenen Lebenspartnerschaften ohne erneute Diskussion fortzusetzen. Be-
sondere Bedeutung besitzt in diesem Zusammenhang die Empfehlung der Bischofskonfe-
renz der VELKD für den dienstrechtlichen Umgang mit Eingetragenen Lebenspartnerschaf-
ten und gleichgeschlechtlichen Lebensgemeinschaften von Pfarrern und Pfarrerinnen vom 9. 
März 2004 (Amtsblatt der VELKD Band VII Stück 19 vom 15. Juli 2004). Diese Empfehlung 
wurde während der Gesetzesberatungen mehrfach als Beispiel für eine Regelung herange-
zogen, die einerseits eine Formulierung gemeinsamer Grundsätze ermöglicht, aber anderer-
seits Freiräume für eine unterschiedliche Ausprägung und Anwendung dieser gemeinsamen 
Grundsätze ermöglicht. Nicht zuletzt wegen dieser Verknüpfung von gemeinsamen Grund-
sätzen und unterschiedlichen Profilen der Anwendung ist, vorbehaltlich einer anderweitigen 
Beschlussfassung durch die zuständigen Organe der VELKD, davon auszugehen, dass die 
ursprünglich an das Pfarrergesetz der VELKD anknüpfende Richtlinie von 2004 im Bereich 
der VELKD und ihrer Gliedkirchen auch für das Verständnis von §39 maßgebend bleibt. 

Begründungen des Pfarrdienstgesetzes der EKD, S. 28
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